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1. Instanz

Aktenzeichen S 36 U 507/01
Datum 02.08.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 70/04
Datum 21.03.2006

3. Instanz

Datum -

1. Das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 2. August 2004 ist hinsichtlich der
Verurteilung der Beigeladenen zu 2) gegenstandslos. 2. Die Berufung der Beklagten
gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 2. August 2004 wird
zurÃ¼ckgewiesen. 3. Es wird festgestellt, dass die KlÃ¤gerin der fÃ¼r die
Beigeladene zu 1) zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger ist. 4. AuÃ�ergerichtliche
Kosten sind nicht zu erstatten. 5. Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beklagte mit Wirkung ab 1. Januar 2000
die Beigeladene zu 1) in die ZustÃ¤ndigkeit der Beigeladenen zu 2) (kommunaler
UnfallversicherungstrÃ¤ger) Ã¼bernehmen durfte bzw. ob diese (oder die
KlÃ¤gerin) zustÃ¤ndiger UnfallversicherungstrÃ¤ger ist.

UrsprÃ¼nglich wurde die Abfallwirtschaft und Stadtreinigung der Stadt Freiburg von
dieser mit eigenen Mitarbeitern betrieben. Die Beigeladene zu 2) betrachtete sich
als zustÃ¤ndiger UnfallversicherungstrÃ¤ger.

Mit Wirkung ab 1. Juli 1999 wurde die Beigeladene zu 1) gegrÃ¼ndet. Ihr
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Stammkapital wurde im GrÃ¼ndungszeitpunkt in voller HÃ¶he von der Stadt
Freiburg gehalten. Im Dezember 2001 rÃ¤umte sie der R. Beteiligungsgesellschaft
mbH und Co KG GeschÃ¤ftsanteile im Umfang von 47 % unter ErhÃ¶hung des
Stammkapitals ein. Ihren Betrieb nahm die Beigeladene zu 1) zum 1. Januar 2000
â�� dem Zeitpunkt der Ã�berleitung vormals stÃ¤dtischen Personals â�� auf.

Ausweislich des Gesellschaftsvertrages vom 16. Juni 1999 ist Gegenstand des
Unternehmens der Beigeladenen zu 1) die Sammlung, der Transport, die
Behandlung und Verwertung von AbfÃ¤llen, der Betrieb von Abfallverwertungs- und
â��beseitigungsanlagen einschlieÃ�lich der Rekultivierung und Nachsorge von
Deponieeinrichtungen, die Reinigung von StraÃ�en, Wegen und PlÃ¤tzen, die
Beschaffung und Wartung von Kraftfahrzeugen und Maschinen fÃ¼r kommunale
Auftraggeber und kommunale Einrichtungen im Bereich der interkommunalen
Verflechtung des Oberzentrums Freiburg. U. a. betreibt sie dazu eine MÃ¼lldeponie.
Gemessen am Entgeltanteil lag (im Jahre 2000) der Schwerpunkt ihrer TÃ¤tigkeit im
Bereich der Abfallwirtschaft (54,4 %, 154 BeschÃ¤ftigte). Im Bereich Stadtreinigung
betrÃ¤gt der Entgeltanteil 22,4 % (58 BeschÃ¤ftigte) und in den gemeinsamen
Zwecken dienenden Bereichen 25,2 % (47 BeschÃ¤ftigte). Im Jahre 2004 teilten sich
die seinerzeit 243 Mitarbeiter auf den Bereich "Logistik Entsorgung"
(MÃ¼llentsorgung und Containerdienst, 104 Mitarbeiter), "Logistik Reinigung"
(StraÃ�en- und Wegereinigung, Winterdienst, 53 Mitarbeiter), "RecyclinghÃ¶fe" (16
Mitarbeiter), Werkstatt (7 Mitarbeiter) und Verwaltung (47 Mitarbeiter, davon 25 im
Bereich "Verwaltung allgemein") auf. Hinsichtlich weiterer Einzelheiten wird auf den
Gesellschaftsvertrag (Bl. 5 VA KlÃ¤gerin), die Leistungsbeschreibung (Bl. 36 VA
KlÃ¤gerin), die MitarbeiterÃ¼bersicht (Bl. 153 PA=204 VA KlÃ¤gerin) sowie die
LohnsummenÃ¼bersicht (Bl. 208 VA KlÃ¤gerin) verwiesen. Die Beigeladene zu 1) ist
nicht als gemeinnÃ¼tzig im Sinne des Steuerrechts anerkannt. Im Jahre 2005
fanden Verschiebungen im Bereich der TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1) statt. Der
MÃ¼llabfuhrbereich wurde rationalisiert, wÃ¤hrend mehr Aufgaben in den
Bereichen MÃ¼lldeponie und Reinigung hinzukamen. Vor diesen Verschiebungen
waren im Jahre 2005 acht BeschÃ¤ftigte betroffen. Im Jahre 2006 werden
voraussichtlich fÃ¼nf BeschÃ¤ftigte von VerÃ¤nderungen betroffen sein.

Nach Austausch der unterschiedlichen Rechtsansichten zwischen den Beteiligten
und AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin Ã¼bernahm die Beklagte mit Bescheid vom 22.
Oktober 2001 die Beigeladene zu 1) in die ZustÃ¤ndigkeit der Beigeladenen zu 2),
welche die Aufnahme in ihr Mitgliederverzeichnis veranlasste und in der Folgezeit
Beitragsbescheide erteilte.

Der gegen den Bescheid vom 22. Oktober 2001 gerichteten Klage hat das
Sozialgericht durch Aufhebung des Bescheides stattgegeben und im Ã�brigen die
Beigeladene zu 2) verurteilt, die Beigeladene zu 1) mit Wirkung vom 1. Januar des
Jahres an, das auf den Tag der Rechtskraft seines Urteils folgt, aus der
ZustÃ¤ndigkeit der Beigeladenen zu 2) in die ZustÃ¤ndigkeit der KlÃ¤gerin zu
Ã¼bernehmen. Hinsichtlich des Vortrags der Beteiligten im erstinstanzlichen
Verfahren und der EntscheidungsgrÃ¼nde des Sozialgerichts wird auf das Urteil des
Sozialgerichts Hamburg vom 2. August 2004 verwiesen.
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Gegen diese Entscheidung hat (nur) die Beklagte Berufung eingelegt. Das
Sozialgericht gehe zu Unrecht davon aus, dass die Beigeladene zu 1) ein
Verkehrsunternehmen nach Â§ 129 Abs. 4 Nr. 1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VII) sei. Verkehrsunternehmen seien Unternehmen, deren Aufgabe die
BefÃ¶rderung von Personen und GÃ¼tern sei. Zwar werde auch MÃ¼ll transportiert,
jedoch stehe dabei nicht die Verbringung an einen anderen Ort im Vordergrund,
sondern die Entsorgung. Ebenso wenig kÃ¶nne der Bereich der StraÃ�enreinigung
als Verkehrsunternehmen aufgefasst werden. Die Vorschrift des Â§ 129 Abs. 4 Nr. 1
SGB VII werde bei der erstinstanzlich vertretenen Rechtsauffassung Ã¼ber den
Wortlaut hinaus ausgelegt. FÃ¼r die Interpretation des Inhalts der Regelung sei der
Ausflug in die Rechtshistorie unzulÃ¤ssig. Nicht umsonst habe sich das
Bundessozialgericht (BSG) in diesem Punkt bereits im Urteil vom 30. November
1962 (2 RU 248/58, Breith. 1963, 591) vorsichtig ausgedrÃ¼ckt. Auch habe der
Reichsarbeitsminister 1943 die gemeindlichen Fuhrparks, MÃ¼llabfuhr- und
StraÃ�enreinigungsbetriebe aus der ZustÃ¤ndigkeit der KlÃ¤gerin lÃ¶sen wollen. Im
Ã�brigen nehme das Sozialgericht zu Unrecht an, die Beigeladene zu 1) werde
erwerbswirtschaftlich betrieben. Der Gesichtspunkt einer besseren PrÃ¤vention
durch fachlich spezialisierte gewerbliche Berufsgenossenschaft kÃ¶nne nicht per se
gegen eine ErmessensausÃ¼bung zu Gunsten einer Ã�bernahme in die
ZustÃ¤ndigkeit eines kommunalen UnfallversicherungstrÃ¤gers sprechen, denn
dann hÃ¤tte der Gesetzgeber gar nicht die ZustÃ¤ndigkeit als
UnfallversicherungstrÃ¤ger fÃ¼r GebietskÃ¶rperschaften schaffen dÃ¼rfen.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 2. August 2004
aufzuheben und die Anfechtungsklage gegen ihren Bescheid vom 22. Oktober 2001
sowie die Feststellungsklage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen und festzustellen, dass sie
der zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger fÃ¼r die Beigeladene zu 1) ist.

Sie ist der Auffassung, die erstinstanzliche Entscheidung sei zutreffend. Die
ZustÃ¤ndigkeit der UnfallversicherungstrÃ¤ger der Ã¶ffentlichen Hand stelle eine
Ausnahme zur (Regel-) ZustÃ¤ndigkeit der gewerblichen Berufsgenossenschaften
fÃ¼r die Unfallversicherung dar, wobei dies in erster Linie fÃ¼r rechtlich
unselbstÃ¤ndige Unternehmen gelte und die MÃ¶glichkeit der Ã�bernahme
rechtlich selbstÃ¤ndiger Betriebe nach Â§ 129 Abs. 3 SGB VII sich bereits als
Erweiterung dieser Ausnahme darstelle. Diese Ausnahme erfahre durch Â§ 129 Abs.
4 SGB VII eine EinschrÃ¤nkung (auf die RegelzustÃ¤ndigkeit zurÃ¼ckfÃ¼hrend), die
der Gesetzgeber auch Ã¼ber die Reform des Â§ 129 SGB VII ab 1. Januar 2005
hinaus beibehalten habe. Es gebe daher keinen Grund zu einer einschrÃ¤nkenden
Auslegung, wie sie fÃ¼r Ausnahmevorschriften gelte. Zu Recht habe das
Sozialgericht und vor ihm das Landessozialgericht Mecklenburg-Vorpommern im
Urteil vom 21. November 2002 (L 5 U 38/00, Breith. 2004, 121) entschieden, dass
es sich bei MÃ¼llentsorgungsbetrieben um Verkehrsunternehmen handele. Diese
Unternehmen hÃ¤tten nach ihrer Art bei dem zu Grunde liegenden (durch Art. 4 Â§
16 Abs. 2 Nr. 7 Unfallversicherungs-Neuordnungsgesetz (UVNG) auÃ�er Kraft
gesetzt) Erlass des Reichsarbeitsministers vom 16. MÃ¤rz 1942 (AN 1942, 201) zur
damaligen StraÃ�en- und Kleinbahn-Berufsgenossenschaft und Privatbahn-
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Berufsgenossenschaft oder Berufsgenossenschaft fÃ¼r gewerbsmÃ¤Ã�ige
Fahrzeughalten (jetzt Anlage 1 zu Â§ 114 Nr. 33 â�� die BG -) gehÃ¶rt. Im Ã�brigen
handele es sich bei der Beigeladenen zu 1) auch um ein erwerbswirtschaftlich
betriebenes Unternehmen und im angegriffenen Bescheid sei das Ermessen
fehlerhaft ausgeÃ¼bt worden, weil die Beklagte in ihrer Entscheidung nicht
berÃ¼cksichtigt habe, dass die Beigeladene zu 2) keine bessere PrÃ¤vention leisten
kÃ¶nne als die KlÃ¤gerin.

Die Beigeladenen zu 1) und 2) schlieÃ�en sich dem Vorbringen der Beklagten an.
Einen Antrag stellen sie nicht. Die Beigeladene zu 1) weist ergÃ¤nzend darauf hin,
dass im Falle der ZustÃ¤ndigkeit der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Unfallversicherung ihres
Betriebes die weitere Mitarbeit im fÃ¼r die PrÃ¤vention wichtigen bundesweiten
Arbeitsschutzprojekt fÃ¼r kommunale Entsorgungsbetriebe "V." gefÃ¤hrdet wÃ¤re.

Wegen des Sachverhalts im Einzelnen wird auf die in der Sitzungsniederschrift vom
21. MÃ¤rz 2006 aufgefÃ¼hrten Akten und Unterlagen verwiesen. Sie sind
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und Beratung des Senats gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die statthafte, form- und fristgerecht eingelegte und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige
Berufung der Beklagten (vgl. Â§Â§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz (SGG)) ist
nicht begrÃ¼ndet. Die Anfechtungsklage der KlÃ¤gerin ist ebenso zulÃ¤ssig (A 1)
wie das im Berufungsverfahren geltend gemachte Feststellungsbegehren (A 2),
insbesondere ist das RechtsschutzbedÃ¼rfnis nicht durch die Neuregelung der Â§Â§
128ff SGB VII entfallen (A 3). Die Anfechtungsklage ist nicht aufgrund der
Ã�bergangsregelung des Â§ 218d SGB VII unbegrÃ¼ndet (B 1). Weil die
Beigeladene zu 1) als Verkehrsunternehmen im Sinne des Â§ 129 Abs. 4 Nr. 1 SGB
VII von der Ã�bernahme durch einen kommunalen UnfallversicherungstrÃ¤ger
ausgeschlossen und vielmehr die KlÃ¤gerin der fÃ¼r sie zustÃ¤ndige
UnfallversicherungstrÃ¤ger ist, sind sowohl die Anfechtungsklage (B 2) als auch das
Feststellungsbegehren der KlÃ¤gerin begrÃ¼ndet (B 3).

Die ursprÃ¼nglich gegen die Beigeladene zu 2) gerichtete Leistungsklage ist nicht
(mehr) Gegenstand des Berufungsverfahrens. Durch die im mÃ¼ndlichen
Verhandlungstermin erklÃ¤rte RÃ¼cknahme dieses Teils des klÃ¤gerischen
Antrages ist der Urteilsspruch des Sozialgerichts hinsichtlich der Verpflichtung der
Beigeladenen zu 2) gegenstandslos geworden, was klarstellend im Tenor
auszusprechen war.

A

1. Das Sozialgericht ist zutreffend von der ZulÃ¤ssigkeit der Anfechtungsklage
gegen die Beklagte ausgegangen. Sie richtet sich gegen einen Verwaltungsakt mit
Drittwirkung im Sinne des Â§ 31 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X), denn der
angegriffene Ã�bernahmebescheid greift durch die Verneinung der ZustÃ¤ndigkeit
der KlÃ¤gerin in den gesetzlich vorgesehenen Mitgliedsbestand als gewerbliche
Berufsgenossenschaft ein, so dass sie als Dritte von ihm im Rahmen eines Ã�ber-

                             4 / 12

https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/128f.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/128f.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/218d.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/129.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/129.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/31.html


 

und UnterordnungsverhÃ¤ltnisses betroffen ist. Der DurchfÃ¼hrung eines
Widerspruchsverfahrens bedurfte es gemÃ¤Ã� Â§ 78 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGG nicht.
Die Klage ist auch innerhalb eines Monats nach Zugang des Bescheides erhoben
worden.

2. Das im Berufungsverfahren geltend gemachte Feststellungsbegehren ist
ebenfalls zulÃ¤ssig. Das erweiternd formulierte Feststellungsbegehren ist zulÃ¤ssig
im Sinne des Â§ 55 SGG, denn die KlÃ¤gerin hat ein berechtigtes Interesse an der
Feststellung, dass die Ã�bernahme durch die Beigeladene zu 2) rechtswidrig war
und sie selbst der zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger ist. Mit der
Anfechtungsklage allein kann die KlÃ¤gerin ihr Klagziel â�� Verhinderung der
Ã�bernahme der Beigeladenen zu 1) durch die Beigeladene zu 2) mit der Folge,
dass sie der fÃ¼r die Beigeladenen zu 1) zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger
ist â�� nicht erreichen. Zum einen stÃ¼nde die ZustÃ¤ndigkeit der KlÃ¤gerin im
Falle der Aufhebung des angefochtenen Bescheides nicht zwingend fest. Zum
anderen wÃ¤re der Erlass eines neuen Ã�bernahmebescheides zu Gunsten der
Beigeladenen zu 2) nicht gÃ¤nzlich ausgeschlossen. Auch wenn bei Ã¶ffentlich-
rechtlichen VerwaltungstrÃ¤gern davon ausgegangen werden kann, dass sie Ã¼ber
den Tenor der gerichtlichen Entscheidung hinaus die BegrÃ¼ndung der
Entscheidung beachten, wenn darin die Rechtswidrigkeit der Ã�bernahme an sich
dargelegt wird, ist das Interesse an einem ausdrÃ¼cklichen Ausspruch im Tenor,
der zweifelsfreie Klarheit verschafft, der KlÃ¤gerin nicht abzusprechen. Das
Begehren ist als Klageerweiterung im Berufungsverfahren zulÃ¤ssig. GemÃ¤Ã� Â§
99 Abs. 3 Nr. 2 i. V. m. Â§ 153 SGG liegt keine KlageÃ¤nderung vor, wenn der
Klagantrag in der Hauptsache erweitert wird. Das ist hier der Fall, denn die
KlÃ¤gerin hat sich in der Hauptsache gegen die im angegriffenen Bescheid
ausgesprochene Ã�bernahmeentscheidung sowohl unter dem Gesichtspunkt
gewandt, dass der Bescheid wegen Ermessensfehler unrichtig sei, als auch
vorgetragen, dass eine Ã�bernahme gesetzlich ausgeschlossen sei. Die Bejahung
des zuletzt genannten Aspektes hÃ¤tte zur Folge, dass die Beigeladene zu 2) nicht
der zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger wÃ¤re. Da keine KlageÃ¤nderung
vorliegt, brauchen die besonderen ZulÃ¤ssigkeitsvoraussetzungen des Â§ 99 Abs. 1
SGG nicht vorzuliegen. ErgÃ¤nzend wird darauf hingewiesen, dass die Erweiterung
auf Anregung des Senats erfolgt ist, da er diese fÃ¼r sachdienlich hÃ¤lt.

3. Das RechtsschutzbedÃ¼rfnis fÃ¼r die Anfechtungsklage ist auch nicht durch
Aufhebung der Vorschriften Ã¼ber das Ã�bernahmeverfahren entfallen. Zwar ist
der Rechtsgrund fÃ¼r den Erlass des angegriffenen Bescheides weggefallen, weil es
nach der neuen gesetzlichen Regelung keines Ã�bernahmebescheides mehr bedarf,
um die ZustÃ¤ndigkeit eines kommunalen UnfallversicherungstrÃ¤gers fÃ¼r
Unternehmen im Sinne des Â§ 129 Abs. 1 Nr. 1a SGB VII n. F. zu bewirken. Der
angegriffene Bescheid ist jedoch nicht gÃ¤nzlich gegenstandslos geworden, denn er
stellt auch die ZustÃ¤ndigkeit der Beigeladenen zu 2) fest. WÃ¼rde er in
Bestandskraft erwachsen, kÃ¶nnte er der KlÃ¤gerin entgegengehalten werden,
wenn diese die angenommene eigene ZustÃ¤ndigkeit durchzusetzen versucht.

B
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1. Der Bescheid der Beklagten vom 22. Oktober 2001 ist rechtswidrig und verletzt
die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Er ist nicht durch die Neuregelung der Â§Â§ 128ff
SGB VII absolet geworden.

Auf den Rechtsstreit finden die ab 1. Januar 1997 geltenden Vorschriften des SGB
VII Anwendung, weil die Beigeladene zu 1), deren zustÃ¤ndiger
UnfallversicherungstrÃ¤ger im Streit ist, in ihrer jetzigen Form erst seit dem 1.
Januar 2000 existiert.

GemÃ¤Ã� Â§ 129 Abs. 1 SGB VII in seiner bis zum 31. Dezember 2004 geltenden
Fassung (a. F.) sind die UnfallversicherungstrÃ¤ger im kommunalen Bereich
zustÃ¤ndig 1. fÃ¼r die Unternehmen der Gemeinden und GemeindeverbÃ¤nde, 2.
fÃ¼r Haushalte, 3. fÃ¼r in Eigenarbeit nicht gewerbsmÃ¤Ã�ig ausgefÃ¼hrte
Bauarbeiten (nicht gewerbsmÃ¤Ã�ige Bauarbeiten), wenn fÃ¼r die einzelne
geplante Bauarbeit nicht mehr als die im Bauhauptgewerbe geltende tarifliche
Wochenarbeitszeit tatsÃ¤chlich verwendet wird; mehrere nicht gewerbsmÃ¤Ã�ige
Bauarbeiten werden dabei zusammengerechnet, wenn sie einem einheitlichen
Bauvorhaben zuzuordnen sind; Nummer 1 und die Â§Â§ 125, 128 und 131 bleiben
unberÃ¼hrt, 4. fÃ¼r Personen, die nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 3 versichert sind, soweit die
MaÃ�nahme von einer Gemeinde veranlasst worden ist, 5. fÃ¼r MaÃ�nahmen der
Hilfe zur Arbeit, die von den TrÃ¤gern der Sozialhilfe durchgefÃ¼hrt werden, 6.
fÃ¼r Personen, die nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 16 versichert sind und 7. fÃ¼r
Pflegepersonen, die nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 17 versichert sind. DarÃ¼ber hinaus kann
gemÃ¤Ã� Abs. 3 dieser Regelung das Land ein Unternehmen, das in selbstÃ¤ndiger
Rechtsform betrieben wird, aus der ZustÃ¤ndigkeit der Berufsgenossenschaft in die
ZustÃ¤ndigkeit eines UnfallversicherungstrÃ¤gers im kommunalen Bereich
Ã¼bernehmen, wenn Gemeinden oder GemeindeverbÃ¤nde allein oder zusammen
mit dem Land an dem Unternehmen Ã¼berwiegend beteiligt sind oder auf seine
Organe einen ausschlaggebenden Einfluss haben. Unternehmen, die
erwerbswirtschaftlich betrieben werden, sollen nicht Ã¼bernommen werden. Â§ 128
Abs. 4 Satz 3 bis 5 gilt entsprechend. Absatz 1 Nr. 1 und Absatz 3 gelten nicht fÃ¼r
1. Verkehrsunternehmen einschlieÃ�lich Hafen- und Umschlagbetriebe, 2.
ElektrizitÃ¤ts-, Gas- und Wasserwerke, 3. Unternehmen, die Seefahrt betreiben und
4. landwirtschaftliche Unternehmen der in Â§ 123 Abs. 1 Nr. 1, 4 und 5 genannten
Art (Â§ 129 Abs. 4 SGB VII).

GemÃ¤Ã� Â§ 129 Abs. 1 SGB VII in der ab 1. Januar 2005 geltenden Fassung (n. F.)
sind die UnfallversicherungstrÃ¤ger im kommunalen Bereich wie bisher zustÃ¤ndig,
jedoch zusÃ¤tzlich fÃ¼r Unternehmen, die in selbstÃ¤ndiger Rechtsform betrieben
werden und an denen Gemeinden oder GemeindeverbÃ¤nde a. unmittelbar oder
mittelbar Ã¼berwiegend beteiligt sind oder b. auf deren Organe sie einen
ausschlaggebenden Einfluss haben (Ziffer 1a). Die AbsÃ¤tze 2 und 3 der Regelung
wurden aufgehoben. GemÃ¤Ã� Abs. 4 gelten (nunmehr) Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 1a
nicht fÃ¼r die unter 1. bis 4. aufgefÃ¼hrten Unternehmen. Am 31. Dezember 2009
wird u. a. die Regelung des Â§ 129 Abs. 1 Nr. 1a SGB VII n. F. wieder auÃ�er Kraft
treten (Â§ 218d Abs. 1 SGB VII n. F.).

FÃ¼r Unternehmen nach Â§ 128 Abs. 1 Nr. 1a oder Â§ 129 Abs. 1 Nr. 1a, die am 31.
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Dezember 2004 bestanden haben, bleiben gemÃ¤Ã� Â§ 218d SGB VII n. F.
abweichend von Â§Â§ 128, 129 und Â§ 129a die UnfallversicherungstrÃ¤ger
zustÃ¤ndig, die an diesem Tag zustÃ¤ndig waren, wenn bis zum 13. Oktober 2004
ein Antrag nach Â§ 128 Abs. 4 oder Â§ 129 Abs. 3 auf Ã�bernahme in die
ZustÃ¤ndigkeit eines UnfallversicherungstrÃ¤gers der Ã¶ffentlichen Hand nicht
gestellt war.

Â§ 218d SGB VII kommt vorliegend nicht zur Anwendung. Da die Beigeladene zu 1)
ein Unternehmen im Sinne des Â§ 129 Abs. 1 Nr. 1a SGB VII n. F. ist und am 31.
Dezember 2004 bereits bestanden hat, sind die Voraussetzungen der
Ã�bergangsregelung des Â§ 218d SGB VII n. F. insoweit gegeben. Die Anwendung
entfÃ¤llt auch nicht nur deshalb, weil fÃ¼r die Beigeladene zu 1) bis zum 13.
Oktober 2004 auch ein Ã�bernahmeantrag gemÃ¤Ã� Â§ 129 Abs. 3 SGB VII a. F.
gestellt war. Die Anwendbarkeit der Vorschrift scheidet grundsÃ¤tzlich aus, weil es
hier um eine Rechtsfrage geht, fÃ¼r welche die GesetzesÃ¤nderung ohne Belang
ist. Die Befristung der ZustÃ¤ndigkeitsregelungen im Bereich der privatisierten
Unternehmen der Ã¶ffentlichen Hand dient nach der GesetzesbegrÃ¼ndung (BT-Ds.
15/4051, zu Art. 1 Nr. 14) der Rechtssicherheit und Rechtsklarheit Ã¼ber die
ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r solche Unternehmen. Die zuvor geltenden Vorschriften
hÃ¤tten zu einer erheblichen Rechtsunsicherheit, zu vermeidbarem
Verwaltungsaufwand und zu zahlreichen Rechtsstreitigkeiten gefÃ¼hrt. Zur
Herstellung des Rechtsfriedens werde eine Regelung getroffen, die eine eindeutige
Zuordnung der streitbefangenen Unternehmen gewÃ¤hrleisten soll, um bis zum
Jahre 2010 eine sachgerechtere gesetzliche Regelung zu schaffen. Zwar ist es nach
dem Wortlaut der Ã�bergangsregelung nicht von vornherein ausgeschlossen, dass
mit der befristeten Aussetzung des Ã�bernahmeverfahrens nach Â§ 129 Abs. 3 SGB
VII a. F. alle Streitigkeiten Ã¼ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit von Ã�bernahmen beigelegt
werden sollten und die (zufÃ¤llig) am 31. Dezember 2004 bestehende Zuordnung
der betroffenen Unternehmen bis zu einer gesetzlichen Neuregelung bestehen
bleiben soll. Gegen ein solches VerstÃ¤ndnis der Vorschrift spricht jedoch, dass
sowohl nach der alten wie auch der Ã�bergangsfassung des Â§ 129 SGB VII die in Â§
129 Abs. 4 SGB VII aufgefÃ¼hrten Unternehmensarten generell von einer
Ã�bernahme zu Gunsten der Ã¶ffentlichen UnfallversicherungstrÃ¤ger
ausgeschlossen sind. Daraus folgt, dass wegen der Aussetzung des
Ã�bernahmeverfahrens nicht mehr darÃ¼ber zu entscheiden ist, ob die
Ã�bernahme insgesamt rechtmÃ¤Ã�ig war, insbesondere nicht, ob sie gegen die
â�� durch die Ã�bergangsvorschrift aufgehobenen â�� Vorschrift des Â§ 129 Abs. 3
Satz 2 SGB VII a. F. verstÃ¶Ã�t, wonach erwerbswirtschaftlich betriebene
Unternehmen nicht Ã¼bernommen werden sollen, oder Ermessensfehler (wie z. B.
eine unzutreffende Beurteilung der GewÃ¤hrleistung einer optimalen PrÃ¤vention
des Ã¼bernehmenden UnfallversicherungstrÃ¤gers im Einzelfall) aufweist. Zu
prÃ¼fen bleibt jedoch, ob der nach altem wie neuem Recht geltende
Ausschlusstatbestand fÃ¼r eine Ã�bernahme nach Â§ 129 Abs. 4 SGB VII greift. In
diesem Fall kÃ¶nnte die am 31. Dezember 2004 bestehende Zuordnung zur
Beigeladenen zu 2) nicht bestehen bleiben und wÃ¤re auch unter Anwendung des 
Â§ 218d SGB VII nicht beizubehalten.

2. Die verfÃ¼gte Ã�bernahme der Beigeladenen zu 1) zu Gunsten der Beigeladenen
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zu 2) gemÃ¤Ã� Â§ 129 Abs. 3 SGB VII a. F. ist schon deshalb rechtswidrig, weil sie
gegen Â§ 129 Abs. 4 Nr. 1 SGB VII verstÃ¶Ã�t. Aus dem gleichen Grund ist die
Beigeladene zu 2) auch nicht gemÃ¤Ã� Â§ 129 Abs. 1 Nr. 1a SGB VII n. F. der ab 1.
Januar 2005 zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger. Bei der Beigeladenen zu 1)
handelt es sich um ein Verkehrsunternehmen im Sinne des Â§ 129 Abs. 4 Nr. 1 SGB
VII, fÃ¼r das die KlÃ¤gerin der zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger ist.

Bei Schaffung des SGB VII wurde die Regelung des Â§ 129 SGB VII dem frÃ¼heren
Â§ 657 Abs. 2 Reichsversicherungsordnung (RVO) nachgebildet, ohne dass hiermit
eine inhaltliche Ã�nderung verbunden war (vgl. BT-Ds 13/2204, S. 107). Letzterer
war im Rahmen des Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes (UVNG, vom 30.
April 1963, BGBl. I S.241) neu gefasst worden. Als BegrÃ¼ndung fÃ¼r die
Neuregelung gab der Ausschuss fÃ¼r Sozialpolitik an, er sei davon Ã¼berzeugt,
dass â�� neben dem Gesichtspunkt der Katasterstetigkeit â�� den Belangen der
UnfallverhÃ¼tung u. a. in gemeindlichen Verkehrsunternehmen am besten gedient
sei, wenn diese Unternehmen den fachlich fÃ¼r sie zustÃ¤ndigen
Berufsgenossenschaften zugeordnet blieben. Ein bei jeder Berufsgenossenschaft
spezialisierter und gut ausgebauter technischer Aufsichtsdienst Ã¼berwache im
Interesse der UnfallverhÃ¼tung die Unternehmen besser, als die
GemeindeunfallversicherungsverbÃ¤nde, die eine solche Spezialisierung auf dem
Gebiete der UnfallverhÃ¼tung nicht durchfÃ¼hren kÃ¶nnten (vgl. BT-Ds IV/938
(neu), S.20 Zu Â§ 658 Abs. 2). Eine solche AbwÃ¤gung stellte der Gesetzgeber bei
der Schaffung der Regelungen Ã¼ber die ZustÃ¤ndigkeit der
UnfallversicherungstrÃ¤ger der Ã¶ffentlichen Hand im SGB VII ebenfalls an (vgl. BT-
Ds 13/2204 S. 105). So kÃ¶nne die UnfallverhÃ¼tung fÃ¼r die Versicherten bei
Unternehmen mit einem GefÃ¤hrdungspotential, auf dessen Beherrschung eine
bestimmte Fach-Berufsgenossenschaft spezialisiert sei, im Falle der Zuordnung zu
einem UnfallversicherungstrÃ¤ger der Ã¶ffentlichen Hand beeintrÃ¤chtigt werden.
Andererseits kÃ¶nne, insbesondere bei zunehmender Privatisierung Ã¶ffentlicher
Aufgaben, die sachliche NÃ¤he zum Staat ein Argument fÃ¼r die Ã�bernahme eines
Unternehmens durch UnfallversicherungstrÃ¤ger der Ã¶ffentlichen Hand darstellen.
Dieser AbwÃ¤gungsprozess fÃ¼hrte dazu, Verkehrsunternehmen im kommunalen
Bereich weiter von der Zuordnung zu einem UnfallversicherungstrÃ¤ger der
Ã¶ffentlichen Hand auszuschlieÃ�en.

Â§ 657 Abs. 2 RVO (i. d. F. des UVNG fÃ¼hrte erstmals u. a. den
Ausschlusstatbestand "Verkehrsunternehmen" im Rahmen der Regelung der
ZustÃ¤ndigkeit kommunaler UnfallversicherungstrÃ¤ger auf. Zuvor war die
Formulierung in dem Erlass des Reichsarbeitsministeriums (RAM) vom 16. MÃ¤rz
1942 (II a 1889/42, AN 1942, 201) verwendet worden, der auf Basis der
ErmÃ¤chtigung des Reichsarbeitsministeriums, NÃ¤heres Ã¼ber die ZustÃ¤ndigkeit
der UnfallversicherungstrÃ¤ger (im damaligen Â§ 628 Abs. 2 RVO) zu regeln,
ergangen war.

Angesichts dieser historischen Entwicklung und des Fehlens einer anders lautenden
Begriffsbeschreibung in der RVO oder dem SGB VII hÃ¤lt der erkennende Senat an
der Definition des Begriffs "Verkehrsunternehmen" fest, wie sie bereits in der
frÃ¼heren Rechtsprechung des BSG vertreten wird. Bereits im Urteil vom 30.
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November 1962 (2 RU 248/58, Breith. 1963, 591) hat das BSG dargelegt, dass unter
"gemeindlichen Verkehrsunternehmen" die Betriebe zu verstehen seien, die zur Zeit
der Bekanntgabe des RAM-Erlasses vom 16. MÃ¤rz 1942 (II a 1889/42, AN 1942,
201) zur damaligen StraÃ�en- und Kleinbahn-Berufsgenossenschaft (BG), zur
Privatbahn-BG und zur BG fÃ¼r gewerbsmÃ¤Ã�ige Fahrzeughaltungen gehÃ¶rten.
Diese Begriffsbestimmung beanspruchte im Rahmen des Â§ 657 Abs. 2 RVO
weiterhin Geltung (BSG 26.7.63 â�� 2 RU 95/61, SozR RAM-Erl. Nr. 4 Gemeindl UV;
BSG 30.1.68 â�� 2 RU 257/65, BSGE 27, 269) und ist deswegen ebenfalls fÃ¼r die
Nachfolgeregelung des Â§ 129 SGB VII ausschlaggebend.

Entgegen der Auffassung der Beklagten ergibt sich auch nicht aus der
Rechtsprechung des Oberversicherungsamtes Berlin, welches unter dem 9. August
1922 (I B.85.22 zu Â§Â§ 537 Abs. 1 Nr. 7, 628 Abs. 1 RVO) Ã¼ber die
berufsgenossenschaftliche ZustÃ¤ndigkeit stÃ¤dtischer MÃ¼llabfuhrbetriebe
entschied, etwas anderes. Angegriffen war eine Entscheidung des
Reichsversicherungsamtes, welches die ZustÃ¤ndigkeit zur Fuhrwerks-BG fÃ¼r eine
stÃ¤dtische MÃ¼llabfuhr, die von einer Stadtgemeinde in eigenem Betrieb
durchgefÃ¼hrt wurde, verneinte. Das Oberversicherungsamt bestÃ¤tigte die
Entscheidung des Reichsversicherungsamtes. FÃ¼r die Frage, ob eine
Stadtgemeinde mit ihrer MÃ¼llabfuhr der Fuhrwerks-BG angehÃ¶re, sei
maÃ�gebend, ob diese gewerbsmÃ¤Ã�ig, also mit der Absicht, einen Ã�berschuss
zu erzielen, betrieben werde. Eine solche Absicht sei in einem Parallelfall
angenommen worden, weil die dortige Stadt mit ihren Fuhrwerken der Fuhrwerks-
BG in einer Zeit beigetreten und jahrelang bei ihr geblieben sei, in der nur
gewerbsmÃ¤Ã�ige Betriebe dieser Berufsgenossenschaft angehÃ¶rten, und weil
man bei Beratung Ã¼ber eine GebÃ¼hrenerhÃ¶hung die Ansicht ausgesprochen
habe, der Betrieb solle sich rentieren, also einen Ã�berschuss abwerfen. In dem zu
entscheidenden Fall fehle jedoch jede Gewinnerzielungsabsicht. Die Stadt habe sich
fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung der MÃ¼llabfuhr in eigenem Betrieb erst entschieden,
nachdem private Unternehmen wegen des Fehlens geeigneter ArbeitskrÃ¤fte,
ausreichend ernÃ¤hrter Pferde und brauchbarer Gespanne die MÃ¼llabfuhr nicht
mehr hÃ¤tten gewÃ¤hrleisten kÃ¶nnen, sich Ã¼ber Winter und FrÃ¼hjahr
erhebliche MÃ¼llmengen in den HaushÃ¶fen angesammelt hÃ¤tten und der
Versuch, eine andere LÃ¶sung zu finden, gescheitert sei. In dieser Situation habe
die Stadt keine andere MÃ¶glichkeit gehabt, die GefÃ¤hrdung der BevÃ¶lkerung
abzuwenden. Nachdem die bisherige MÃ¼llabfuhr gerade aus wirtschaftlichen
GrÃ¼nden versagt habe, habe es keinen Gedanken an eine Gewinnerzielung
gegeben. Letztlich sei es der Gemeinde nicht einmal auf Dauer gelungen, ihre
Kosten zu decken. Diese Entscheidung zeigt zum einen, dass MÃ¼llabfuhrbetriebe
grundsÃ¤tzlich zur Fuhrwerks-BG gehÃ¶rten. Zum anderen macht sie deutlich, dass
auch eine von einem kommunalen TrÃ¤ger selbst betriebene MÃ¼llabfuhr nur unter
engen Voraussetzungen nicht der Fuhrwerks-BG angehÃ¶rte. Dabei legt sie â��
insbesondere verglichen mit dem heutigen VerstÃ¤ndnis von einem
"erwerbswirtschaftlichen" Betreiben i. S. d. Â§ 129 Abs. 3 SGB VII a. F. â�� sehr
strenge MaÃ�stÃ¤be an die fehlende Gewinnerzielungsabsicht an. Gemessen daran
ist bei der Beigeladenen zu 1) eine Gewinnerzielungsabsicht jedenfalls zu bejahen.

Eine andere Rechtsauffassung kann schlieÃ�lich auch nicht auf Schreiben des

                             9 / 12

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20RU%20248/58
https://dejure.org/gesetze/RVO/657.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20RU%2095/61
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20RU%20257/65
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2027,%20269
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/129.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/537.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/628.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_VII/129.html


 

Reichsversicherungsamtes aus dem Jahre 1943 gestÃ¼tzt werden. Einzelne
MeinungsÃ¤uÃ�erungen des Reichsarbeitsministeriums kÃ¶nnen bei der
Begriffsbestimmung "Verkehrsunternehmen" keine entscheidende Rolle spielen.
Abgesehen davon, dass Einzelschreiben schon mangels VerÃ¶ffentlichung kaum
zuverlÃ¤ssig auffindbar sind, gibt ein Schreiben â�� auch wenn es sich wie das
Schreiben des Reichsversicherungsamtes vom 15. November 1943 an einen
Verband wie den Deutschen Gemeindetag richtet â�� nicht unbedingt eine auf
Dauer in die Praxis umgesetzte Rechtsansicht wieder, wenn auch nicht
ausgeschlossen werden kann, dass hierin die Ursache fÃ¼r die langjÃ¤hrig
unangefochtene Praxis der kommunalen UnfallversicherungstrÃ¤ger liegen
kÃ¶nnte, gemeindliche MÃ¼llabfuhrunternehmen bei sich aufzunehmen. Erst Recht
nicht kann einem Schreiben des Reichsversicherungsamtes die verbindliche
Rechtsauffassung des Reichsarbeitsministeriums entnommen werden. Das gilt auch
dann, wenn in ihm behauptet wird, dass mit dem Reichsarbeitsministerium und dem
Reichsminister des Inneren Ã�bereinstimmung in der Frage der
versicherungsrechtlichen ZugehÃ¶rigkeit der Versicherten in gemeindlichen
Verkehrsunternehmungen erzielt worden sei und diese nach gemeinderechtlichen
Gesichtspunkten entsprechend der Abgrenzung des Begriffs Verkehrsunternehmen
in der ersten AusfÃ¼hrungsanweisung des Reichsministers des Inneren und des
Reichsministers der Finanzen zur Eigenbetriebsverordnung entschieden werden
solle, wonach die gemeindlichen Fuhrparks, MÃ¼llabfuhr- und
StraÃ�enreinigungsbetriebe nicht als Verkehrsunternehmungen im Sinne der Nr. 4
des Erlasses vom 16. MÃ¤rz 1942 zu gelten hÃ¤tten. Denn weder wurde in der
Folge der Erlass klarstellend formuliert noch eine verbindliche Auslegungsvorschrift
dieses Inhalts erlassen. Zwar war das Reichsversicherungsamt nach Nr. 10 des RAM-
Erlasses vom 16. MÃ¤rz 1942 (II a 2660/42, AN II 201) befugt, NÃ¤heres zur
ZustÃ¤ndigkeitsabgrenzung zu bestimmen, aber schon der Adressatenkreis
(beschrÃ¤nkt auf die kommunalen VersicherungstrÃ¤ger) zeigt, dass das genannte
Schreiben nicht einmal die RechtsqualitÃ¤t einer DurchfÃ¼hrungsanweisung haben
kann.

MaÃ�geblich ist danach, ob die Beigeladene zu 1) frÃ¼her in die ZustÃ¤ndigkeit der
StraÃ�en- und Kleinbahn-BG, zur Privatbahn-BG und zur BG fÃ¼r gewerbsmÃ¤Ã�ige
Fahrzeughaltungen gefallen wÃ¤re (vgl. BSG 26.7.63, a. a. O.). Das ist der Fall und
die KlÃ¤gerin ist auch heute noch die zustÃ¤ndige Berufsgenossenschaft. Denn bis
auf den Umstand, dass die KlÃ¤gerin an die Stelle der frÃ¼her bestehenden
Fuhrwerks-BG getreten ist, hat sich an der sachlichen ZustÃ¤ndigkeit nichts
geÃ¤ndert.

Nach Art und Gegenstand des Unternehmens ist die KlÃ¤gerin fÃ¼r die Beigeladene
zu 1) zustÃ¤ndig. Eine hiervon abweichende ZustÃ¤ndigkeit besteht nicht. Jeder
UnfallversicherungstrÃ¤ger bleibt fÃ¼r die Unternehmen zustÃ¤ndig, fÃ¼r die er
bereits bis zum In-Kraft-treten des UVNG zustÃ¤ndig war. Der die sachliche
ZustÃ¤ndigkeit der Berufsgenossenschaften regelnde Bekanntmachung des
Bundesratsbeschlusses vom 22. Mai 1885 (AN 1885, 143) ist daher weiterhin
geltendes Recht (Art. 4 Â§ 11 UVNG; BSG 30.1.75 2 RU 119/74, BSGE 39, 112,
4.8.92, 2 RU 5/91, BSGE 71, 85). Aus dieser Regelung selbst lÃ¤sst sich die
ZustÃ¤ndigkeit der KlÃ¤gerin nicht ableiten und im alphabetischen Verzeichnis der
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Gewerbezweige vom 1. Oktober 1885 (AN 1885, 253) ist das Stichwort "Abfall a.
Ã¤." noch nicht erfasst. Jedoch sind im vom Reichsversicherungsamt (RVA)
aufgestellten Verzeichnis von 1886 (AN 1886, 134, 136) Unternehmen der
"MÃ¼llabfuhr" sowie "AbfuhrgeschÃ¤fte" der Fuhrwerksberufsgenossenschaft, also
der RechtsvorgÃ¤ngerin der KlÃ¤gerin, zugeordnet; spÃ¤ter wurde die
ZustÃ¤ndigkeit der Fuhrwerksberufsgenossenschaft fÃ¼r "MÃ¼llabfuhranstalten",
"Abfuhranstalten ohne Verarbeitung der Abfuhrstoffe" und "AbfuhrgeschÃ¤fte"
beschrieben (AN 1903, 403, 406 und 440). Eine andere ZustÃ¤ndigkeitsregelung
wurde mangels Erlasses einer entsprechenden Rechtsverordnung nach Â§ 646 Abs.
2 RVO oder Â§ 122 Abs. 1 Satz 1 SGB VII bis heute nicht geschaffen. Hiermit
korrespondiert die Satzung der KlÃ¤gerin. Diese ist gemÃ¤Ã� der Regelung des Â§ 3
Abs. 1 in ihrer Satzung u. a. fÃ¼r StÃ¤dtereinigung und Entsorgungswirtschaft (inkl.
Abfall- und ReststoffbefÃ¶rderung, MÃ¼llabfuhr, StraÃ�enreinigung einschlieÃ�lich
Winterdienst, Wiederaufbereitung und Verwertung von Alt-, Abfall- und
Wertstoffen), also fÃ¼r das Unternehmen der Beigeladenen zu 1) zustÃ¤ndig.

Die ZustÃ¤ndigkeit der KlÃ¤gerin erstreckt sich auf alle Bereiche der Beigeladenen
zu 1). Denn bei der Beigeladenen zu 1) handelt es sich um ein Gesamtunternehmen
unter einheitlicher Leitung und gemeinsamer Verwaltung. Der
Unternehmensbereich Abfallwirtschaft, auch bezeichnet als Bereich "Logistik
Entsorgung", mit MÃ¼llentsorgung, Containerdienst und Deponiebetrieb bildet den
Schwerpunkt des Unternehmens, also das Hauptunternehmen i. S. d. Â§ 131 SGB VII
. Er prÃ¤gt die TÃ¤tigkeit der Beigeladenen zu 1), wie dies schon durch die
Aufnahme des Begriffs "Abfallwirtschaft" als ersten Teil des Unternehmensnamens
deutlich wird. Zwar ist der Begriff "Stadtreinigung" ebenfalls im Namen der
Beigeladenen zu 1) aufgefÃ¼hrt, es handelt sich jedoch bei der Stadtreinigung um
einen kleineren Teil des Gesamtunternehmens, dem auch in der Daseinsvorsorge
ein geringerer Stellenwert als der "Abfallwirtschaft" zukommt. Diese Beurteilung
spiegelt sich in den BeschÃ¤ftigtenzahlen sowie dem Entgeltanteil der einzelnen
Unternehmensbereiche wider und zeigt sich daran, dass im Gesellschaftsvertrag die
"Sammlung, der Transport, die Behandlung und Verwertung von AbfÃ¤llen" als
erster Punkt aufgefÃ¼hrt ist. Innerhalb des Unternehmensbereichs Abfallwirtschaft
stellt die MÃ¼llentsorgung â�� zugleich mit der hÃ¶chsten BeschÃ¤ftigtenzahl der
Untergruppen dieses Unternehmensbereichs â�� den Teil mit dem grÃ¶Ã�ten
Stellenwert dar. Gleichzeitig sind die Sammlung und der Transport des MÃ¼lls auch
Voraussetzung fÃ¼r anschlieÃ�ende Behandlung, Lagerung oder Verwertung. Auch
aufgrund der zwischenzeitlichen Aufgabenverschiebungen und kleineren
VerÃ¤nderungen der Mitarbeiterzahl in den einzelnen TÃ¤tigkeitsbereichen ergibt
sich keine andere Beurteilung. Da die KlÃ¤gerin der fÃ¼r die MÃ¼llentsorgung
zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger ist, fallen die Nebenunternehmen
Stadtreinigung, auch bezeichnet als Bereich "Logistik Reinigung", mit StraÃ�en- und
Wegereinigung sowie Winterdienst und der Bereich "RecyclinghÃ¶fe" sowie die
Hilfsunternehmen Werkstatt und Verwaltung gemÃ¤Ã� Â§ 131 Abs. 1 SGB VII
ebenfalls in ihre ZustÃ¤ndigkeit.

3. Die Feststellungsklage ist ebenfalls begrÃ¼ndet, weil die KlÃ¤gerin â�� wie oben
dargelegt â�� der fÃ¼r Verkehrsunternehmen wie dem MÃ¼llabfuhrbetrieb der
Beigeladenen zu 1) zustÃ¤ndige UnfallversicherungstrÃ¤ger ist.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 und 4 SGG in der bis 1. Januar
2002 gÃ¼ltigen und hier noch anzuwendenden Fassung.

Der Senat hat die Revision zugelassen, weil er dem Rechtsstreit grundsÃ¤tzliche
Bedeutung im Sinne des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG beimisst.

Erstellt am: 12.06.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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